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Gemeinnützigkeitsrecht

Gemeinnützigkeit von Bundesligafußball-
vereinen in Gefahr 
 
Der Gemeinnützigkeitsstatus von Fußballvereinen 
der 1. und 2. Bundesliga steht zur Diskussion. 
 
Bereits seit Jahren wird darüber diskutiert, ob den 
Vereinen, die mit Profifußballmannschaften in der 
Bundesliga vertreten sind, die Gemeinnützigkeit aber-
kannt werden sollte. Die Diskussion wurde kürzlich 
durch das Bundesfinanzministerium neu entfacht, das 
den Umfang der wirtschaftlichen Geschäftsbetriebe 
der Vereine kritisierte. Der Verlust der Gemeinnützig-
keit würde nicht unerhebliche steuerrechtliche und 
zivilrechtliche Auswirkungen für die Sportvereine nach 
sich ziehen. Ob es tatsächlich zur Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit kommt, wird die geplante Erörterung 
des Ministeriums mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder zeigen. 
 
Hinweis: Betroffene Vereine sollten den Hinweis des 
BMF zum Anlass nehmen, umgehend tätig zu werden. 
Die Ausgliederung des Profispielbetriebs auf Kapital-
gesellschaften ist übrigens – anders als von vielen 
Verantwortlichen vermutet – allein kein wirksamer 
Schutz vor dem Verlust der Gemeinnützigkeit! Abge-
sehen davon, dass insoweit bestimmte Vorgaben der 
DFL zu berücksichtigen sind, müssen in jedem Fall 

gesellschaftsrechtliche Gestaltungen die Ausgliede-
rung begleiten, damit diese auch gemeinnützigkeits-
rechtlich Bestand hat.  
 
Auch allen sonstigen Vereinen mit großen Profiabtei-
lungen (z.B. Eishockey, Handball) kann der Verlust 
der Gemeinnützigkeit drohen, wenn keine entspre-
chenden Maßnahmen ergriffen werden. 
 

Der Spiegel 47/2007 v. 19.11.2007, S. 147 
FAZ v. 19.11.2007, S. 29 
 

 

Steuerliche Berücksichtigung von Mit-
gliedsbeiträgen an Körperschaften zur 
Förderung kultureller Einrichtungen  
 
Mitgliedsbeiträge an Körperschaften zur Förde-
rung kultureller Einrichtungen sind künftig als 
Sonderausgaben nach § 10b Abs. 1 Satz 1 EStG 
abzugsfähig.  
 
Bekanntlich ist das Gesetz zur weiteren Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements mittlerweile in Kraft 
getreten. Es begünstigt Kulturfördervereine, die – 
neben der Förderung kultureller Zwecke – ihren Mit-
gliedern Vergünstigungen und geldwerte Vorteile 
gewähren (z.B. Jahresgaben, verbilligter Eintritt, Ver-
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Sehr verehrte Mandantin, 
sehr verehrter Mandant, 
 
unser aktueller Mandanten-Newsletter Nonprofitrecht aktuell enthält wieder wichtige und aktuelle 
Hinweise zu dem von uns schwerpunktmäßig angebotenen Rechtsgebiet des Nonprofitrechts. 
 
Sicherlich können Sie die eine oder andere Entscheidung auch in Ihre persönliche Planung miteinbe-
ziehen. Bei Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne mit Rat und Tat zur Seite. Wir freuen uns, 
wenn wir Ihnen und Ihrer Organisation durch kluge und praxisnahe rechtliche und steuerliche Gestal-
tungen Vorteile vor Ihren Wettbewerbern verschaffen können.  
 
Erlauben Sie uns - wie immer - den kurzen Hinweis, dass der Newsletter nur Ihrer grundlegenden 
Information dient und keine individuelle Rechtsberatung im Einzelfall ersetzt. Eine Haftung kann daher 
trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. 
 
Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre!  
 
Mit besten Grüßen 
 
 
 
Petra Oberbeck                      Stefan Winheller 
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anstaltungen für Mitglieder). Nach der Begründung 
zum Gesetzesentwurf der Bundesregierung fördern 
solche Einrichtungen Kunst und Kultur; die Gewäh-
rung von Vergünstigungen an die Mitglieder soll dem 
nicht entgegenstehen. Mitgliedsbeiträge an diese 
Körperschaften sind daher ab sofort als Sonderausga-
ben abzugsfähig. 
 
Das Bayerische Landesamt für Steuern weist darauf 
hin, dass sich mit der Gesetzesänderung das BMF-
Schreiben vom 19.01.2006 erledigt habe, wonach 
Mitgliedsbeiträge an Kulturfördervereine nicht abzugs-
fähig waren, wenn den Mitgliedern geldwerte Vorteile 
gewährt wurden. Freilich war die Anwendung dieses 
BMF-Schreibens bereits vor Inkrafttreten der Geset-
zesreform durch ein BMF-Schreiben vom 13.12.2006 
ausgesetzt worden. 
 
Bayerisches Landesamt für Steuern v. 08.11.2007, Az. S 

2223 - 16 St 31 N  
Siehe hierzu auch Winheller, DStZ 2007, S. 173 und 175. 
 
 
Steuerfalle Abgeltungssteuer – Gesetz zur 
Stärkung oder eher zur Schwächung des 
bürgerschaftlichen Engagements? 
 
Die ab 2009 geltende Abgeltungssteuer wird für 
vermögende Spender und Stifter nachteilige steu-
erliche Folgen haben. Sie wird für bestimmte Per-
sonengruppen das Gesetz zur weiteren Stärkung 
des bürgerschaftlichen Engagements konterkarie-
ren. Spenden und Stiftungen sollten daher mög-
lichst noch in 2007 oder 2008 erfolgen. 
 
Ab 2009 werden Kapitaleinkünfte pauschal mit 25 % 
Einkommensteuer (zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. 
Kirchensteuer) versteuert. Mit dem Einbehalt der 25 % 
direkt an der Einkunftsquelle ist die Einkommensteuer 
abgegolten.  
 
Kapitaleinkünfte werden zukünftig allerdings nicht 
mehr in den so genannten „Gesamtbetrag der Einkünf-
te“ mit einbezogen, der weiterhin mit dem persönli-
chen Einkommensteuersatz zur Steuer herangezogen 
wird. Für vermögende Steuerpflichtige, deren Einkünf-
te ganz überwiegend aus Kapitaleinkünften bestehen, 
hat dies zur Folge, dass der Gesamtbetrag der Ein-
künfte minimal oder gleich Null ist und der Sonderaus-
gabenabzug für Zuwendungen an gemeinnützige 
Organisationen in Höhe von 20 % dieses Gesamtbe-
trags der Einkünfte gar nicht mehr oder nur noch in 
sehr geringer Höhe möglich sein wird. 
 
Hinzu kommt, dass im Rahmen der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen ein Bedarf für den Spendenabzug 
nicht mehr besteht. Da das Thema Einkommensteuer 
mit Zahlung der Abgeltungssteuer für den Steuer-
pflichtigen erledigt ist, kommt Sonderausgaben keine 
steuerliche Relevanz mehr zu. Es bleibt bei der Defini-
tivbelastung von 25 % Abgeltungssteuer. Sonderaus-
gaben können diesen Betrag nicht mindern. Damit 
schwindet für vermögende Spender und Stifter jeder 
steuerliche Anreiz, Zuwendungen zu leisten. Spenden 
und Zustiftungen müssen also aus voll versteuertem 
Einkommen aufgebracht werden. 
 

Hinweis: Im Einzelfall ist die steuerliche Situation des 
Spenders/Stifters sehr genau zu untersuchen. Der 
Steuerpflichtige hat ggf. Möglichkeiten, die oben be-
schriebenen nachteiligen Folgen durch entsprechende 
Anträge zu vermeiden. Ob dies steuerlich sinnvoll ist, 
muss durch individuelle Berechnungen ermittelt wer-
den.  
 
Um die bisherigen Sonderausgabenabzugsmöglichkei-
ten noch voll auszunutzen, ist es in jedem Fall ange-
bracht, noch in 2007 oder 2008 Zuwendungen zu 
leisten und nicht bis 2009 zu warten. 
 
 
Umsatzsteuer auf Eintrittsgelder im Ju-
gendsport 
 

Eintrittsgelder im Jugendsport sind nicht umsatz-
steuerpflichtig. 
 
Das FG Nürnberg hatte sich mit einem Fall zu befas-
sen, der vor allem Leistungen im Jugendbereich eines 
Fußballvereins betraf. Der Verein wollte für seine 
Leistungen im Jugendbereich Umsatzsteuer auswei-
sen und im Gegenzug für die Eingangsleistungen 
Vorsteuer in Abzug bringen. Das FG entschied jedoch, 
dass dies dem Verein verwehrt sei. Der Verein sei mit 
der Jugendarbeit ausschließlich im ideellen nichtun-
ternehmerischen Bereich tätig; der Leistungsbezug sei 
also nicht für das Unternehmen des Vereins ausge-
führt worden. Eventuell vereinnahmte „Entgelte“ für die 
Darbietung von Jugendsportveranstaltungen seien 
eher als Spenden anzusehen denn als Entgelte im 
Gegenleistungsaustausch. Die Nutzung der Vereins-
anlagen durch die Schüler- und Jugendmannschaften 
sei auch nicht als Leistungseigenverbrauch steuerbar. 
Aufgrund der Umsatzsteuerfreiheit der Ausgangsleis-
tungen sei damit auch der Vorsteuerabzug ausge-
schlossen. 
 
Hinweis: Es dürften erhebliche Zweifel angebracht 
sein, ob Eintrittspreise für Jugendsportveranstaltungen 
tatsächlich rundweg als Spenden deklariert werden 
können und die Unternehmereigenschaft in Bezug auf 
den Verkauf von Eintrittskarten auf diese Art vor-
schnell verneint werden kann. Tatsächlich verlangt 
§ 14 AO, der die Definition des wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs enthält, nicht, dass der Verein die 
Erzielung eines wirtschaftlichen Vorteils anstrebt. Es 
genügt, wenn tatsächlich „Einnahmen … erzielt wer-
den“, die als Gegenleistung für die Sportveranstaltung 
anzusehen sind. Das dürfte aber stets der Fall sein, 
wenn der Verein – wie regelmäßig üblich – im Ein-
trittsbereich z.B. Tickets für die Veranstaltung verkauft. 
Der Gast zahlt den – wenn auch ggf. günstigen – 
Eintrittspreis, um die Veranstaltung zu sehen. Ohne 
Bezahlung wird er nicht eingelassen. Die Annahme 
einer Spende in den ideellen Bereich scheint daher 
etwas gekünstelt. Richtigerweise ist von Einnahmen in 
einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (der aber ggf. 
Zweckbetrieb sein kann) auszugehen. Damit liegen 
(umsatzsteuerpflichtige) Einnahmen im unternehmeri-
schen Bereich des Vereins vor, nicht in der ideellen 
Sphäre.  
 

FG Nürnberg, Urteile v. 11.09.2007, Az. II 238/04  und II 

335 /04  
 
 

http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/Bayerisches Landesamt fuer Steuern_08.11.2007_S2223.16St31N.pdf
http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/FG-Nuernberg_11.09.2007II238.04.pdf
http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/FG-Nuernberg_11.09.2007II335.04.pdf
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Umsatzsteuer auf Mitgliedsbeiträge im 
Sportverein 
 
Die Umsatzsteuerpflicht auf Mitgliedsbeiträge wird 
auch von den Instanzgerichten anerkannt.  
 
Das FG München folgt der neueren Rechtsprechung 
des EuGH und des BFH und bejaht die grundsätzliche 
Umsatzsteuerpflicht von Mitgliedsbeiträgen in Sport-
vereinen. Die Leistungen des Vereins bestünden dar-
in, dass er seinen Mitgliedern dauerhaft Sportanlagen 
und damit verbundene Vorteile zur Verfügung stelle. 

Es bestehe ein unmittelbarer Zusammenhang zwi-
schen den Jahresbeiträgen der Mitglieder und den 
vom Verein erbrachten Leistungen. 
Hinweis: Die Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 22b 
UStG gilt nur für sportliche Veranstaltungen. Darunter 
sind organisatorische Maßnahmen eines Sportvereins 
zu verstehen, die es aktiven Sportlern ermöglichen, 
Sport zu treiben. Die bloße Überlassung von Sportan-
lagen oder -geräten gehört nicht hierzu. 
 

FG München, Urteil v. 25.10.2007, Az. 14 K 2074/05  
 
 
 
 

Vereinsrecht

Ablehnung der Aufnahme in einen Mono-
polverband (Weltorganisation der Kynolo-
gie) 
 
Falls eine vertrauensvolle Zusammenarbeit nicht 
möglich ist, muss auch ein Monopolverband ein 
Mitglied nicht aufnehmen. 
 
Ein deutscher Hundezuchtverband beantragte die 
Aufnahme in die Weltorganisation der Kynologie, 
erfüllte jedoch die in der Satzung der Organisation 
festgelegten Voraussetzungen nicht. Dennoch ver-
wendete er das Logo der Monopolorganisation ohne 
deren Genehmigung. 
 
Das angerufene Landgericht Köln stellte zunächst fest, 
dass das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) Anwendung finde. Die Anwendbarkeit des 
GWB auf einen Aufnahmeanspruch eines Vereins mit 
Sitz in Deutschland in einen internationalen Verband  

mit Sitz im Ausland sei gegeben, wenn der internatio-
nale Verband seine Tätigkeit auf das Inland erstrecke 
und die Zugehörigkeit zum Verband für den Wettbe-
werb und die Stellung des diskriminierten Antragstel-
lers auf dem Inlandsmarkt erheblich sei.  
 
§ 20 Abs. 6 GWB regelt den Aufnahmezwang für 
Unternehmen mit marktbeherrschender Stellung. 
Demnach darf eine Aufnahme dann nicht abgelehnt 
werden, wenn die Ablehnung eine sachlich nicht ge-
rechtfertigte Ungleichbehandlung darstellt und zu einer 
unbilligen Benachteiligung im Wettbewerb führen 
würde. Das LG erkannte in der unzulässigen Kennzei-
chenverwendung durch den deutschen Verband aller-
dings einen ausreichenden Grund dafür, die Aufnah-
me zu verweigern. Aufgrund eines bereits gegen den 
Verwender festgesetzten Ordnungsgeldes sei eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit ausgeschlossen. 
 
LG Köln, Urteil v. 22.08.2007, Az. 28 O 495/06   
 
 

 

Sportrecht 

Tanzdozent für meditativen Tanz ist kein 
Künstler 
 
Ein Dozent für meditativen Tanz und Folkloretänze 
gilt nicht als Künstler und ist daher nicht berech-
tigt, in die Künstlersozialversicherung aufgenom-
men zu werden. 
 
Der Kläger war freiberuflicher Dozent für meditativen 
Tanz und Folkloretänze. Er beantragte seine Aufnah-
me in die Künstlersozialversicherung. Diese lehnte die 
Aufnahme mit der Begründung ab, er sei kein Künstler 
im Sinne des Künstlersozialversicherungsgesetzes 
(KSVG). Insbesondere sei seine Tätigkeit nicht mit 
dem klassischen Ballett gleichzusetzen. Balletttänzer 
werden als Künstler im Sinne des KSVG angesehen. 
 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg ging 
insbesondere der Frage nach, ob der Kläger Kunst 
lehrte. Dies wurde vom Gericht verneint, da sein Un-
terricht den von ihm vorgelegten Flyern zufolge der 
Selbstfindung über den Tanz (Meditation) sowie der 
Vermittlung von (insbesondere griechischen) Volks- 
oder Folkloretänzen diente. Bei genauer Prüfung sei-

ner Tätigkeit stehe, so das Gericht, nicht das Element 
der Kunst im Vordergrund. Einen Anspruch auf Auf-
nahme in die Künstlersozialversicherung habe er 
daher nicht. 
 
LSG BaWü, Urteil v. 15.05.2007, Az. L 11 KR 523/07  
 
 

Keine Befreiung von der Grundsteuer für 
Eissporthallen  
 

Eine private Eissporthalle unterliegt der 
Grundsteuerpflicht jedenfalls dann, wenn sie nicht 
der Öffentlichkeit gewidmet ist.  
 
Nach § 32 Abs. 1 Nr. 2 GrStG ist die Grundsteuer für 
öffentliche Grünanlagen sowie Spiel- und Sportplätze 
zu erlassen, wenn die jährlichen Kosten in der Regel 
den Rohertrag übersteigen. Diese Vorschrift wollte der 
Betreiber einer Eissporthalle zu seinen Gunsten he-
ranziehen. 
 
Das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt ent-
schied allerdings, dass diese Vorschrift nur Grundstü-

http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/FG Muenchen _25.10.2007_14K2074.05.pdf
http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/LG Koeln_22.08.2007_28O495.06.pdf
http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/LSG BaWue_15.05.2007_L11KR523.07.pdf
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cke erfasse, die i.S. des öffentlichen Sachenrechts 
dem öffentlichen Erholungs-, Spiel- und Sportzweck 
gewidmet seien. Eine Öffnung des Grundstücks für 
das Publikum durch den Nutzungsberechtigten allein 
sei nicht ausreichend. Das Grundstück müsse recht-
lich einem bestimmten öffentlichen Zweck gewidmet 
und der privaten Nutzung hierdurch weitestgehend 
entzogen sein.  
 
Hinweis: Anders als § 32 Abs. 1 Nr. 2 GrStG verlan-
gen die Steuerbefreiungsvorschriften in § 3 GrStG, 
dass der Grundbesitz einem bestimmten begünstigten 
Rechtsträger (inländische juristische Person des öf-
fentlichen Rechts, gemeinnützige Körperschaft, etc.) 
gehört bzw. zuzurechnen ist. Selbst öffentlichen Zwe-
cken gewidmete Grünanlagen und Spiel- und Sport-
plätze können nach § 3 GrStG daher keine Steuerfrei-
heit erlangen, wenn sie einem Privaten zuzurechnen 
sind. Nach § 32 Abs. 1 Nr. 2 GrStG ist hingegen ein 
Erlass der Steuer bei entsprechender Widmung auch 
für Private möglich. 
 
OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss v. 23.03.2007, Az. 4 L 
309/06  
 
 
Betriebssport und Berufsgenossenschaft 
 
Organisiert ein Betriebssportverband e.V. in der 
Sparte Badminton Punktspielrunden mit Hin- und 
Rückspielen sowie der Möglichkeit des Auf- und 
Abstiegs in den Gruppen und Staffeln, ist der Teil-
nehmer an einem solchen Punktspiel nicht in der 
gesetzlichen Unfallversicherung versichert; es 
überwiegt der Wettkampfcharakter. 
 
Ein angestellter Krankenpfleger war Mitglied in einer 
Betriebssportgruppe, die wettkampfmäßig an Badmin-
ton-Turnieren teilnahm. Als er sich bei einem dieser 
Spiele verletzte, verweigerte die gesetzliche Unfallver-

sicherung, bei der er als Arbeitnehmer versichert war, 
die Gewährung von Leistungen mit der Begründung, 
es handle sich nicht um klassischen Betriebssport, der 
dem körperlichen Ausgleich zur beruflichen Tätigkeit 
diene.  
 
Das Landessozialgericht Schleswig gab der Unfallver-
sicherung Recht. Der Versicherungsschutz wurde 
verneint, da bei der sportlichen Betätigung des Arbeit-
nehmers nicht der Ausgleichscharakter, sondern der 
Wettkampfcharakter im Vordergrund stand. Hierauf 
war die konkrete Ausgestaltung des Spielbetriebes 
gerichtet. Daher war die Betätigung nicht mehr dem 
von der gesetzlichen Unfallversicherung abgedeckten 
Betriebssport zuzuordnen. 
 
Hinweis: In seiner Entscheidung vom 13.12.2005 (Az. 
B 2 U 29/04) hatte das Bundessozialgericht verschie-
dene Voraussetzungen für die Anerkennung von Sport 
als Betriebssport aufgestellt. Hiernach ist von einem 
inneren Zusammenhang einer sportlichen Betätigung 
mit der Beschäftigung und damit von versichertem 
Betriebssport auszugehen, wenn folgende Kriterien 
erfüllt sind: 
 

− Der Sport muss Ausgleichs- und nicht Wettkampf-
charakter haben. 

− Der Sport muss regelmäßig stattfinden. 
− Der Teilnehmerkreis muss im Wesentlichen auf 

Angehörige des Unternehmens bzw. der Unterneh-
men, die sich zu einer Betriebssportgemeinschaft 
zusammengeschlossen haben, beschränkt sein. 

− Übungszeiten und -dauer müssen in einem dem 
Ausgleichszweck entsprechenden Zusammenhang 
mit der betrieblichen Tätigkeit stehen. 

− Die Übungen müssen im Rahmen einer unterneh-
mensbezogenen Organisation stattfinden. 

 

LSG Schleswig, Urteil v. 13.09.2007, Az. L 1 U 102/06  

 
 

http://www.winheller.com/dateien/newsletter/2007_12/LSG Schleswig_13.09.2007_L1U102.06.pdf
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